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des Bundesministers für Wirtschaft 
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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Maßnahmen gegen die wirtsdiaftlidie Gefährdung 

kleinerer und mittlerer Presseunternehmen 

Bezug: v Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Schulze- 
Vorberg, Dr. Schober, Höcherl, Stücklen, Weigl, 
Biehle, Dr. Kempfier und Genossen 
- Drucksadle VI/ 1530 - 


Anhaltende Konzentrationsbewegungen in der deutschen Presse 
gebieten, an die Vorschläge der von der Bundesregierung einge- 
setzten Pressekommission (Günther-Kommission) zu erinnern. 

Wir fragen die Bundesregierung: 

Welche Folgerungen hat die Bundesregierung bisher aus dem 
Schlußbericht gezogen, den die „Kommission zur Untersuchung der 
Gefährdung der wirtschaftlichen Existenz von Presseunternehmen 
und der Folgen der Konzentration für die Meinungsfreiheit der 
Bundesrepublik Deutschland, kurz Presse-Kommission genannt" am 
22. Mai 1968 erstattet hat, insbesondere zu den darin enthaltenen 
materiellen Vorschlägen, die 

1. die Senkung des Mehrwertsteuersatzes für Anzeigenumsätze 
auf die Hälfte des normalen Steuersatzes, 

2. die Auswirkungen der Postdienste auf die Presse und 

3. die Schaffung von Investitionsrücklagen 
betreffen? 

Namens der Bundesregierung beantworte ich die Kleine An- 
frage der Abgeordneten Dr. Schulze- Vorberg, Dr. Schober, 
Höcherl, Stücklen, Weigl, Biehle, Dr. Kempfier und Genossen 
wie folgt: 

Die Bundesregierung ist sich bewußt, daß den kleinen und mitt- 
leren Presseunternehmen eine wesentliche und verantwor- 
tungsvolle Aufgabe bei der Information der Bürger insbeson- 
dere über lokale aber auch über gesamtpolitische Ereignisse zu- 
kommt. Auch diese Zeitungen spielen in der Gesamtwirtschaft 
als Wirtschaftsunternehmen und als Vermittler von Informatio- 
nen eine wichtige Rolle. 
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Eine Stellungnahme zum Schlußbericht der Pressekommission 
hat die Bundesregierung im Februar 1969 abgegeben^). Welche 
weiteren Folgerungen die Bundesregierung seither aus 
dem Schlußbericht der Pressekommission gezogen hat, ergibt 
sich großenteils aus dem im April 1970 dem Deutschen Bundes- 
tag übersandten „Zwischenbericht der Bundesregierung über 
die Lage von Presse und Rundfunk in der Bundesrepublik 
Deutschland"^). Ich verweise insbesondere auf die Ausführun- 
gen unter den Randziffern 13-21 des Zwischenberichtes, mit 
denen sich die Bundesregierung u. a. geäußert hat, zu: 

— der Einführung einer „Fusionskontrolle" (Ziffer 15), 

— der Vorlage eines Presserechtsrahmengesetzes (Ziffer 17), 

— der Vorbereitung eines Gesetzentwurfs zur Einführung 
einer jährlichen Pressestatistik auf Bundesebene (Ziffer 
13), 

— der Fortsetzung wissenschaftlicher Untersuchungen auf 
dem Gebiet der Massenmedien (Ziffer 14), 

— der Gewährung von Kredithilfen aus dem ERP-Kredit- 
programm (Ziffer 17), 

— der Frage einer zentralen zusätzlichen Versorgungsein- 
richtung für Journalisten (Ziffer 19), 

— der Aus- und Fortbildung der Journalisten (Ziffer 20). 

Die Bundesregierung hält an diesen Äußerungen auch weiterhin 
fest. Hinsichtlich der Kredithilfen ist zu ergänzen, daß das ERP- 
Kreditprogramm für kleine und mittlere Presseunternehmen 
über die Ankündigung im Bericht hinaus auch im Rechnungsjahr 
1971 fortgesetzt werden soll. 

Zu den von den Fragestellern besonders angesprochenen Vor- 
schlägen der Pressekommission; ®) 

1. den Mehrwertsteuersatz für Anzeigenumsätze zu halbieren, 

2. die Gebührensätze für Postdienste hinsichtlich ihrer Aus- 
wirkung auf die Presse zu überprüfen und 

3. kleinen und mittleren Presseunternehmen die steuerfreie 
Bildung von Investitionsrücklagen zu ermöglichen 

nimmt die Bundesregierung wie folgt Stellung: 

Zu Punkt 1 

Eine Steuerermäßigung für Anzeigenumsätze erscheint nicht als 
eine Maßnahme, die geeignet wäre, der wirtschaftlichen Gefähr- 
dung kleiner und mittlerer Presseunternehmen entgegenzuwir- 
ken. Eine derartige steuerliche Vergünstigung käme nicht etwa 
nur den kleinen und mittleren Verlagen, sondern zumindest in 
gleicher Weise auch den großen Presseunternehmen zugute. 
Eine steuerliche Entlastung träte nämlich nicht nur bei den pri- 
vaten Kleinanzeigen ein, sondern in allen Fällen, in denen die 
Auftraggeber die in Rechnung gestellte Steuer nicht abziehen 
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dürfen, also auch bei den Großanzeigen der Banken, Versiche- 
rungen, Bausparkassen, Wohnungsbaugesellschaften usw. - An- 
zeigen der letztgenannten Art sind in kleineren und mittleren 
Zeitungen schwächer vertreten als in auflagestarken Blättern. 

Ein entscheidendes Bedenken tritt dazu. Durch eine steuerliche 
Begünstigung der Anzeigenumsätze würde ein unverzichtbarer 
Grundsatz des Mehrwertsteuersystems, der Gesichtspunkt der 
Wettbewerbsneutralität der Umsatzsteuer, verletzt. Da Anzei- 
gen in großem Umfang der Werbung dienen, wären die konkur- 
rierenden Werbeträger, die mit ihren Umsätzen sämtlich dem 
allgemeinen Steuersatz unterliegen, im Wettbewerb mit dem 
Anzeigengeschäft erheblich benachteiligt. 

Zu Punkt 2 

Dem Anliegen der Pressekommission, bei Festlegung der Ge- 
bührensätze im - defizitären - Postzeitungsdienst stärker als 
bisher auf die Erscheinungsweise der Zeitungen Rücksicht zu 
nehmen, soll nach noch nicht abgeschlossenen Überlegungen 
durch Aufgliederung der Gebührengruppe für die „wöchentlich 
einmal und häufiger" erscheinenden Zeitungen Rechnung getra- 
gen werden. Es wird erwogen, anläßlich bevorstehender Ge- 
bührenerhöhungen die in dieser Gruppe zusammengefaßten 
Zeitungen zu unterteilen in Zeitungen, die „wöchentlich 5- bis 
7mal" und in solche, die „wöchentlich 1- bis 4mal" erscheinen. 
Auf diese Weise könnte die zeitliche Verteilung der Inanspruch- 
nahme von Personal und Einrichtungen der Deutschen Bundes- 
post noch stärker berücksichtigt werden. 

Die der Presse im Bereich des Fernmeldedienstes bisher einge- 
räumten Gebührenvergünstigungen erstrecken sich vor allem 
auf Ermäßigungen der Wortgebühren im Telegraphendienst im 
Umfang von 50 bis 66V3V0 sowie auf eine rd. 36Voige Herab- 
setzung der Gebühren für die Inanspruchnahme von Telegra- 
phenstromwegen in 50-Baud-Leitungsnetzen. Eine Ausdeh- 
nung der Pressepräferenzen auf Telegraphenstromwege von 
100 und 200 Baud wird geprüft. Unter dem Gesichtspunkt der 
bereits gewährten Vergünstigungen verdient ein weiterer Um- 
stand Beachtung: Die Gebühren für „Funknachrichten an meh- 
rere Empfänger" sind mit Rücksicht auf die Presse, die diesen 
stark defizitären Dienst überwiegend benutzt, seit 1950 nicht 
mehr erhöht worden. 

Die Presse erfreut sich also im Gebührenbereich des Post- und 
Fernmeldewesens erheblicher Vergünstigungen. Den Besonder- 
heiten des Pressewesens wird die Bundesregierung im Rahmen 
des Vertretbaren auch weiterhin Rechnung tragen. 

Zu Punkt 3 

Wie die Bundesregierung bereits in ihrer Stellungnahme zum 
Schlußbericht der Pressekommission ausgeführt hat, sind Er- 

4) Die Gebühreneinheit des Pressetarifs beträgt DM 0,35 gegenüber DM 0,55 
des Normaltarifs. - Baud ist die Einheit der Telegraphengeschwindigkeit: 
1 Baud = 1 Schritt in einer Sekunde. Mit Schritt wird die Dauer der kür- 
zesten Elemente bezeichnet, aus deren Aufeinanderfolge sich ein Tele- 
graphenalphabet aufbaut. 
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leichterungen im Bereich der Ertragsteuern nicht geeignet, 
wirtschaftlich schwachen oder gefährdeten Unternehmen zu hel- 
fen, da Hilfsmaßnahmen in diesem Steuerbereich nur Unter- 
nehmen zugute kommen, die nachhaltige Gewinne erzielen. 
Notleidenden oder gefährdeten Verlagen, die mit nur geringem 
Gewinn oder gar Verlust arbeiten, wäre daher durch die Ge- 
währung steuerfreier Investitionsrücklagen nicht geholfen. 
Diese Verlage wären außerdem regelmäßig nicht in der Lage, 
Rücklagen für betriebliche Investitionen zu bilden. Die von der 
Pressekommission vorgeschlagene* Maßnahme hätte daher ein- 
seitig die gutgehenden Unternehmen begünstigt, während die 
wirklich notleidenden und gefährdeten Verlage hiervon keinen 
Vorteil gehabt hätten. Die Bundesregierung hatte sich daher 
nicht in der Lage gesehen, die vorgeschlagene Bildung steuer- 
freier Investitionsrücklagen zu befürworten. An dieser Auffas- 
sung hält die Bundesregierung auch nach erneuter Prüfung fest. 

Philip Rosenthal 
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